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Vorbemerkung 
 
Mit den Empfehlungen der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Sicherung guter wissen-
schaftlicher Praxis aus dem Jahre 1998 hat die Wissenschaft eine Selbstkontrolle initiiert und 
formuliert, die einen allgemeinen Konsens gefunden hat. Aufgrund dieser Empfehlungen 
wurde ein flächendeckendes System der Selbstkontrolle in allen verfassten Institutionen der 
Wissenschaft eingerichtet. 
 
Der erreichte status quo bedarf der Weiterentwicklung. Neue Entwicklungen in der Bekannt-
machung und Auseinandersetzung mit Vorwürfen, eine kritische Befassung mit den vorhan-
denen Strukturen und Regelungen, die Bedeutung eines fairen Verfahrens und nicht zuletzt 
das Wissen um die Tragweite eines Vorwurfs für den einzelnen Wissenschaftler bzw. die 
einzelne Wissenschaftlerin geben Anlass, die Empfehlungen partiell zu ergänzen.  
 
Der Beschluss der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) vom 20. Juni 2011 lautete 
dahin gehend, die Empfehlungen „auf der Grundlage neuer Entwicklungen und unter Einbe-
ziehung der internationalen Entwicklungen zur Sicherung der guten wissenschaftlichen Pra-
xis, wo nötig, zu aktualisieren“. Das Symposium der Allianz der Wissenschaftsorganisationen 
zur „Guten wissenschaftlichen Praxis“ am 29. November 2011 sowie der nachfolgende Be-
richt an die GWK für die Sitzung am 14. Februar 2012 haben Handlungsfelder aufgezeigt, 
die es gilt, jetzt durch Ergänzungen und partielle Überarbeitungen der Denkschrift umzuset-
zen. 
 
Den Ergänzungen und partiellen Überarbeitungen der DFG-Empfehlungen ist eine enge Ab-
stimmung mit dem Ombudsman für die Wissenschaft, dessen Mitglieder aktuell Frau Profes-
sor Al-Shamery, Frau Professor Jockusch, Herr Professor Löwer sind, vorausgegangen.   
 
Der Senat  und die Mitgliederversammlung haben im Rahmen der Jahresversammlung 2013 
den Ergänzungen der Empfehlungen zugestimmt. 
 
Die geltenden DFG-Empfehlungen setzen sich aus dem Empfehlungstext selbst und einer 
nachfolgenden Erläuterung zusammen. Nachfolgend wird diese Struktur abgebildet und die 
Änderungen sind farblich hervorgehoben. Die noch zu veröffentlichende, gedruckte Fassung 
wird in ihren Formulierungen die Gleichstellungserfordernisse berücksichtigen. 
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Aufnahme einer neuen Empfehlung in die Denkschrift 
 
Empfehlung 17: Hinweisgeber (sog. Whistleblower) 
 
Empfehlung  17 
 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die einen spezifizierbaren Hinweis auf einen 
Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens geben (Hinweisgeber, sog. Whistleblower), dür-
fen daraus keine Nachteile für das eigene wissenschaftliche und berufliche Fortkommen er-
fahren. Die Vertrauensperson (Ombudsman) wie auch die Einrichtungen, die einen Verdacht 
überprüfen, müssen sich für diesen Schutz in geeigneter Weise einsetzen. Die Anzeige 
muss in „gutem Glauben“ erfolgen. 
 
Erläuterungen 
 
Der Wissenschaftler und die Wissenschaftlerin, die den Verdacht eines möglichen wissen-
schaftlichen Fehlverhaltens der geeigneten Einrichtung anzeigen, erfüllen für die Selbstkon-
trolle in der Wissenschaft eine unverzichtbare Funktion. Nicht der Whistleblower, der einen 
berechtigten Verdacht äußert, schadet der Wissenschaft und der Einrichtung, sondern der 
Wissenschaftler, der ein Fehlverhalten begeht. Daher darf die Anzeige eines Whistleblowers 
nicht zu beruflichen Nachteilen und Beeinträchtigungen der wissenschaftlichen Karriere füh-
ren. Insbesondere für Nachwuchswissenschaftler und Nachwuchswissenschaftlerinnen darf 
eine solche Anzeige nicht zu Verzögerungen und Behinderungen während der Ausbildung 
führen, die Erstellung von Abschlussarbeiten und Promotionen darf keine Benachteiligungen 
erfahren; dies gilt auch für Arbeitsbedingungen sowie mögliche Vertragsverlängerungen. 
 
Die Anzeige des Whistleblowers hat in gutem Glauben zu erfolgen. Vorwürfe dürfen nicht 
ungeprüft und ohne hinreichende Kenntnis der Fakten erhoben werden. Ein leichtfertiger 
Umgang mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens, erst recht die Erhebung bewusst 
unrichtiger Vorwürfe, kann eine Form wissenschaftlichen Fehlverhaltens darstellen. 
 
Die Überprüfung anonymer Anzeigen ist durch die Stelle, die den Vorwurf entgegennimmt, 
abzuwägen. Grundsätzlich gebietet eine zweckmäßige Untersuchung die Namensnennung 
des Whistleblowers. Der Name des Whistleblowers ist vertraulich zu behandeln. Eine Offen-
legung des Namens gegenüber dem Betroffenen kann im Einzelfall dann geboten sein, wenn 
sich der Betroffene andernfalls nicht sachgerecht verteidigen kann. 
 
Anzeigen sind von allen Beteiligten vertraulich zu behandeln. Die Vertraulichkeit dient dem 
Schutz des Whistleblowers sowie demjenigen, gegen den sich ein Verdacht richtet. Vor ab-
schließender Überprüfung eines angezeigten Verdachts eines möglichen wissenschaftlichen 
Fehlverhaltens ist eine Vorverurteilung der betroffenen Person unbedingt zu vermeiden 
(hierzu auch Empfehlung 8, S.15). Die Vertraulichkeit des Verfahrens ist dann nicht mehr 
gegeben, wenn sich der Whistleblower mit seinem Verdacht zuerst an die Öffentlichkeit rich-
tet, ohne zuvor die Hochschule oder Forschungseinrichtung über den Hinweis des Verdachts 
eines wissenschaftlichen Fehlverhaltens zu informieren. Die untersuchende Einrichtung 
muss im Einzelfall entscheiden, wie sie mit der Verletzung der Vertraulichkeit umgeht. Es ist 
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nicht hinzunehmen, dass die frühzeitige Herstellung der Öffentlichkeit durch die informieren-
de Person einen Reputationsverlust des Betroffenen zur Folge hat. 
 
Nicht der des Fehlverhaltens Bezichtigte alleine bedarf des Schutzes der Institution, sondern 
auch der Hinweisgeber. Ombudspersonen sowie die untersuchende Einrichtung sollen die-
sem Schutzgedanken in geeigneter Weise Rechnung tragen. Auch im Falle eines nicht er-
wiesenen wissenschaftlichen Fehlverhaltens ist der Hinweisgeber zu schützen, sofern seine 
Vorwürfe nicht offensichtlich haltlos erfolgten. 
 

Ergänzung geltender Empfehlungen 

Empfehlungen 4: Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses 

Empfehlung 4 (unverändert) 
 
Der Ausbildung und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses muss besondere Auf-
merksamkeit gelten. Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen Grundsätze für seine 
Betreuung entwickeln und die Leitungen der einzelnen wissenschaftlichen Arbeitseinheiten 
darauf verpflichten. 
 
Erläuterungen, ergänzt 
 
Nachwuchsförderung ist Leitungsaufgabe. Postdoktoranden/Postdoktorandinnen, Doktoran-
den/Doktorandinnen und fortgeschrittene Studierende müssen angemessen wissenschaftlich 
gefördert werden.  
 
Da Arbeitsgruppen in aller Regel aus älteren und jüngeren, erfahreneren und weniger erfah-
renen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern bestehen, schließt die Leitung einer 
Gruppe die Verantwortung dafür ein, dass für jedes jüngere Mitglied der Gruppe, vor allem 
Doktorandinnen und Doktoranden, aber auch fortgeschrittene Studierende und jüngere 
,postdocs‘, eine angemessene Betreuung gesichert ist. Für jede(n) von ihnen muss es eine 
primäre Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner geben (6). Auf Arbeitsgebieten, wo alle 
darin tätigen Gruppen im intensiven Wettbewerb zueinander stehen, können gerade für die 
jüngeren Mitglieder der Gruppe rasch Situationen vermeintlicher oder tatsächlicher Überfor-
derung entstehen. Eine lebendige Kommunikation innerhalb der Arbeitsgruppe und gesicher-
te Betreuungsverhältnisse sind die wirksamsten Mittel, einem Abgleiten (der jüngeren wie 
der erfahreneren Mitglieder der Gruppe) in unredliche Verhaltensweisen vorzubeugen. Wer 
eine Arbeitsgruppe leitet, trägt Verantwortung dafür, dass diese Voraussetzungen jederzeit 
gegeben sind. 
 
Es empfiehlt sich, wie Erfahrungen im In- und Ausland zeigen, für Doktoran-
den/Doktorandinnen neben der primären „Bezugsperson“ eine Betreuung durch zwei weitere 
erfahrenere Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler vorzusehen, die für Rat und Hilfe 
und bei Bedarf zur Vermittlung in Konfliktsituationen zur Verfügung stehen, aber auch den 
Arbeitsfortschritt in jährlichen Abständen diskutieren. Sie sollten örtlich erreichbar sein, aber 
nicht alle derselben Arbeitsgruppe, auch nicht notwendig derselben Fakultät oder Institution 
angehören; mindestens eine(r) sollte vom Doktoranden selbst bestimmt sein. 
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Zu den Inhalten der Betreuungspflicht gegenüber dem wissenschaftlichen Nachwuchs ge-
hört, den Abschluss der Arbeiten des Nachwuchswissenschaftlers/der Nachwuchswissen-
schaftlerin innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens zu fördern und deren weitere wis-
senschaftliche Karriere  zu unterstützen. 
 
Für Doktoranden/Doktorandinnen empfiehlt sich zudem die Erstellung eines Betreuungskon-
zepts. Darin sollen die sich aus dem Betreuungsverhältnis ergebenden grundlegenden An-
forderungen an Betreuende und Doktoranden festgehalten werden, ohne dass Modifikatio-
nen, die durch veränderte Rahmenbedingungen notwendig werden (z.B. Anpassungen an 
geänderte wissenschaftliche, personelle und finanzielle Bedingungen) ausgeschlossen sind. 
Das Betreuungskonzept sollte auch Maßnahmen zur Unterstützung der weiteren Karriere-
planung beinhalten. 
 
Empfehlung 5: Stärkung des Ombudswesens  
 
Empfehlung 5, ergänzt 
 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen unabhängige Vertrauensperso-
nen/Ansprechpartner (Ombudspersonen) vorsehen, an die sich ihre Mitglieder in Fragen 
guter wissenschaftlicher Praxis und in Fragen vermuteten wissenschaftlichen Fehlverhaltens 
wenden können. Hochschulen und Forschungseinrichtungen tragen dafür Sorge, dass die 
Vertrauenspersonen/Ansprechpartner (Ombudspersonen) in der Einrichtung bekannt sind. 
 
Erläuterungen, ergänzt 
 
In Fragen guter wissenschaftlicher Praxis soll ein neutraler und qualifizierter Ansprechpartner 
(oder eine entsprechend besetzte Kommission) die Mitglieder der Hochschulen und For-
schungseinrichtungen beraten. Er/sie hat auch die Aufgabe, eventuelle Vorwürfe wissen-
schaftlichen Fehlverhaltens vertraulich entgegenzunehmen und im Bedarfsfall an die verant-
wortliche Stelle weiterzugeben. Er oder sie sollte aus dem Kreis der Wissenschaftler der je-
weiligen Institution kommen. 
Es ist wichtig, für diese auch im Sinne der Prävention wissenschaftlicher Unredlichkeit we-
sentliche Funktion Personen bewährter persönlicher Integrität auszuwählen und ihnen eine 
ihrer Aufgabe gemäße Unabhängigkeit zu verleihen. Die Aufgabe sollte zur Vermeidung von 
Interessenkonflikten daher nicht von Prorektoren, Dekanen oder Personen, die andere Lei-
tungsfunktionen in einer Einrichtung haben, wahrgenommen werden. 
 
Die örtlichen Vertrauenspersonen/Ansprechpartner (Ombudspersonen) sollen von den 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen die erforderliche Unterstützung bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgabe erfahren. Hierzu zählen neben der Angabe der Ombudspersonen 
auf der Homepage und im Vorlesungsverzeichnis auch die inhaltliche Unterstützung und 
Akzeptanz der Ombudsarbeit. Zur Steigerung der Funktionsfähigkeit des Ombudswesens 
sollten die Einrichtungen Möglichkeiten der Entlastung der Vertrauensperso-
nen/Ansprechpartner (Ombudspersonen) erwägen. Wegen möglicher Besorgnis der Befan-
genheit ist immer eine Vertretung für eine Vertrauensperson/Ansprechpartner (Ombudsper-
son) zu benennen. 
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Hochschul- oder Institutsangehörige werden ihre Probleme in der Regel bevorzugt einer ört-
lich erreichbaren Instanz mit Kenntnis der lokalen Verhältnisse vortragen wollen. Sie sollen 
dazu aber selbstverständlich nicht verpflichtet sein, wenn sie es vorziehen, sich unmittelbar 
an den (weiter unten – Empfehlung 16 – vorgeschlagenen) überregionalen „Ombudsman“ zu 
wenden. 
 

III. Empfehlung 7: Aufbewahrung von Primärdaten  

Empfehlung 7 (unverändert) 
 
Primärdaten als Grundlage für Veröffentlichungen sollen auf haltbaren und gesicherten Trä-
gern in der Institution, wo sie entstanden sind, für zehn Jahre aufbewahrt werden. 
 
Erläuterungen, ergänzt 
 
Ein wissenschaftliches Ergebnis ist in aller Regel ein komplexes Produkt vieler einzelner 
Arbeitsschritte. In allen experimentellen Wissenschaften entstehen die Ergebnisse, über die 
in Veröffentlichungen berichtet wird, aus Einzelbeobachtungen, die sich zu Teilergebnissen 
summieren. Beobachtung und Experiment, auch numerische Rechnungen, sei es als eigen-
ständige Arbeitsmethode, sei es zur Unterstützung der Auswertung und Analyse, produzie-
ren zunächst „Daten“. Vergleichbares gilt in den empirisch arbeitenden Sozialwissenschaf-
ten. 
  
Experimente und numerische Rechnungen können nur reproduziert werden, wenn alle wich-
tigen Schritte nachvollziehbar sind. Dafür müssen sie aufgezeichnet werden. Jede Veröffent-
lichung, die auf Experimenten oder numerischen Simulationen beruht, enthält obligatorisch 
einen Abschnitt „Materialien und Methoden“, der diese Aufzeichnungen so zusammenfasst, 
dass die Arbeiten an anderem Ort nachvollzogen werden können. Wiederum gilt Ähnliches in 
der Sozialforschung mit der Maßgabe, dass es immer mehr üblich wird, die Primärdaten 
nach Abschluss ihrer Auswertung durch die Gruppe, die die Erhebung verantwortet, bei einer 
unabhängigen Stelle zu hinterlegen. 
 
Auf die Aufzeichnungen später zurückgreifen zu können ist schon aus Gründen der Ar-
beitsökonomie in einer Gruppe ein zwingendes Gebot. Noch wichtiger wird dies, wenn veröf-
fentlichte Resultate von anderen angezweifelt werden. Primärdaten sind dabei auch Messer-
gebnisse, Sammlungen, Studien-Erhebungen, Zellkulturen, Materialproben, archäologische 
Funde, Fragebögen. Die Institution kann für solche Primärdaten, die nicht auf haltbaren und 
gesicherten Trägern aufbewahrt werden können, in begründeten Fällen verkürzte Aufbewah-
rungsfristen vorsehen. 
 
Bei Primärdaten ist zwischen deren Nutzung und deren Aufbewahrung zu unterscheiden. Die 
Nutzung steht insbesondere dem/den Forscher(n) zu, die sie erheben. Im Rahmen eines 
laufenden Forschungsprojekts entscheiden auch die Nutzungsberechtigten (ggfs. nach Maß-
gabe datenschutzrechtlicher Bestimmungen), ob Dritte Zugang zu den Daten erhalten sollen. 
Sind an dem Vorgang der Datenerhebung mehrere Institutionen beteiligt, empfiehlt sich, die 
Frage vertraglich zu regeln. 
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Daher hat jedes Forschungsinstitut, in dem lege artis gearbeitet wird, klare Regeln über die 
Aufzeichnungen, die zu führen sind, und über die Aufbewahrung sowie den Zugang zu den 
Originaldaten und Datenträgern, auch wenn dies nicht ohnehin vorgeschrieben ist, z. B. 
durch Rechtsnormen wie das Arzneimittelgesetz, das Gentechnikgesetz, das Tierschutzge-
setz und die dazu erlassenen Verordnungen oder durch Regelwerke vom Typ „Good Clinical 
Practice“. Es empfiehlt sich, dass derartige Regeln auch Vorkehrungen bei einem Wechsel 
des für die Entstehung der Daten verantwortlichen Arbeitsgruppenmitglieds beinhalten. In 
der Regel verbleiben die Originaldaten und -unterlagen am Entstehungsort; es können aber 
Duplikate angefertigt oder Zugangsrechte bestimmt werden. 
 
In renommierten Labors hat sich die Regel bewährt, dass der komplette Datensatz, der einer 
aus dem Labor hervorgegangenen Publikation zugrunde liegt, als Doppel zusammen mit 
dem Publikationsmanuskript und der dazu geführten Korrespondenz archiviert wird. 
 
Die Berichte über wissenschaftliches Fehlverhalten sind voll von Beschreibungen ver-
schwundener Originaldaten und der Umstände, unter denen sie angeblich abhanden ge-
kommen waren. Schon deshalb ist die Feststellung wichtig, dass das Abhandenkommen von 
Originaldaten aus einem Labor gegen Grundregeln wissenschaftlicher Sorgfalt verstößt und 
prima facie einen Verdacht unredlichen oder grob fahrlässigen Verhaltens rechtfertigt (7). 
 
IV. Empfehlung 8: Sicherung und Stärkung der universitären und außeruniver-
sitären Verfahren   
 
Empfehlung 8 (unverändert) 
 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen Verfahren zum Umgang mit Vorwürfen 
wissenschaftlichen Fehlverhaltens vorsehen. Diese müssen von dem dafür legitimierten Or-
gan beschlossen sein und unter Berücksichtigung einschlägiger rechtlicher Regelungen ein-
schließlich des Disziplinarrechts folgendes umfassen: 

- eine Definition von Tatbeständen, die in Abgrenzung zu guter wissenschaftlicher Pra-
xis (Empfehlung 1) als wissenschaftliches Fehlverhalten gelten, beispielsweise Erfin-
dung und Fälschung von Daten, Plagiat, Vertrauensbruch als Gutachter oder Vorge-
setzter, 

- Zuständigkeit, Verfahren (einschließlich Beweislastregeln) und Fristen für Ermittlun-
gen zur Feststellung des Sachverhalts, 

- Regeln zur Anhörung Beteiligter oder Betroffener, zur Wahrung der Vertraulichkeit 
und zum Ausschluss von Befangenheit, 

- Sanktionen in Abhängigkeit vom Schweregrad nachgewiesenen Fehlverhaltens, 
- Zuständigkeit für die Festlegung von Sanktionen. 

 
Erläuterungen (Auszüge), ergänzt 
 
Das Disziplinarrecht hat gesetzlichen Vorrang vor diesen institutionsinternen Verfahren, so-
weit es um die Verhängung auf das Dienstverhältnis bezogener Sanktionen geht. Auch die 
übrigen gesetzlichen Maßstäbe z. B. des Arbeitsrechts und des Rechts der akademischen 
Grade können nicht durch interne Regelungen entkräftet werden. Die vorliegenden Empfeh-
lungen sollen diese vorhandenen Wege nicht ersetzen, sondern in Erinnerung rufen und er-
gänzen. (...) 
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Die erste Phase des Verfahrens (Vorermittlung) dient der Ermittlung einer Tatsachengrund-
lage zur Beurteilung des geäußerten Verdachts. Sie balanciert Vertraulichkeit von Informati-
onen über den Angeschuldigten und denjenigen, der Vorwürfe erhebt, mit einer genauen 
Feststellung des Geschehens in vorgeschrieben kurzer Zeit. Besonders in dieser ersten 
Phase steht der Schutz des potentiell Unschuldigen im Vordergrund. Am Schluss der ersten 
Phase steht die Entscheidung, ob sich der Verdacht verdichtet hat und daher weitere Unter-
suchungen erforderlich macht oder ob er sich als gegenstandslos erwiesen hat. 
 
Eine zweite Phase (Hauptverfahren) umfasst zusätzlich erforderliche Untersuchungen, ins-
besondere Beweisaufnahmen, die förmliche Feststellung, dass wissenschaftliches Fehlver-
halten vorliegt oder nicht, und schließlich die Reaktion auf einen bestätigten Verdacht. Die 
Reaktionen können die Gestalt von Schlichtungen oder Schiedssprüchen, Empfehlungen an 
Vorgesetzte oder andere oder den Ausspruch von Sanktionen – etwa auch die Verpflichtung, 
als unkorrekt erwiesene Veröffentlichungen zurückzuziehen oder zu korrigieren – durch die 
dazu legitimierte Instanz der jeweiligen Einrichtung annehmen. Der Vertrauensschutz der 
Wissenschaft in der Öffentlichkeit macht es erforderlich, nicht nur Ermittlung und Aufklärung, 
sondern auch Reaktion an einem zeitlichen Maßstab zu messen.  
 
Das Verfahren findet, wie erläutert, seine Grenze dort, wo gesetzliche Regelungen greifen. 
(...) 
 
Je nachdem, welche Eingriffe institutionseigene Verfahren in die Rechte der Beteiligten vor-
sehen, ist ihr hoheitlicher Charakter zu beachten, der zu einer Überprüfung durch die Gerich-
te führen kann. Derartige Eingriffe können bereits in der Phase der Ermittlung vorkommen 
und sind sicherlich bei der Verhängung konkreter Sanktionen gegeben. Die Regelungen und 
Verfahren sind auf eine hinreichende Rechtsgrundlage zu stellen. 
 
Beide Verfahrensabschnitte, Vorermittlung und Hauptverfahren, müssen den folgenden 
Grundsätzen genügen: 
 
a) Aus der Regelung muss vor dem Eintreten eines konkreten Vorfalls hervorgehen: 
– wer die Aufgabe wahrnimmt, Vorwürfe wissenschaftlichen Fehlverhaltens entgegenzu-
nehmen, 
– wann Ermittlungen einzuleiten sind, von wem genau und in welcher Form, 
– in welchen Schritten vorgesehene Entscheidungsgremien einzurichten sind, 
seien es Ad-hoc-Gruppen, ständige Kommissionen oder eine Mischform, z. B. mit einem 
ständigen Vorsitzenden und im übrigen im Einzelfall berufenen Mitgliedern aus der Institution 
selbst oder von außerhalb. Letztendlich sollen die wissenschaftlichen Mitglieder das Verfah-
ren in den Händen halten und in den entscheidenden Gremien die Mehrheit der Mitglieder 
stellen. Die Beiziehung externer Sachverständiger kann aber der Objektivierung immer die-
nen und wird in kleineren Institutionen unerlässlich sein. 
b) Befangenheit eines Ermittlers muss sowohl durch ihn selbst als auch durch den Ange-
schuldigten geltend gemacht werden können. 
c) Dem von Vorwürfen Getroffenen ist in jeder Phase des Verfahrens Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. 
d) Bis zum Nachweis eines schuldhaften Fehlverhaltens sind die Angaben über die Beteilig-
ten des Verfahrens und die bisherigen Erkenntnisse streng vertraulich zu behandeln. 
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e) Das Ermittlungsergebnis ist zu einem geeignetem Zeitpunkt nach Abschluss der Ermitt-
lungen betroffenen Wissenschaftsorganisationen und Journalen mitzuteilen. 
f) Die einzelnen Verfahrensabschnitte müssen innerhalb angemessener Fristen abgeschlos-
sen werden. Die Universitäten und Forschungseinrichtungen sollten eine Höchstdauer für die 
Durchführung des gesamten Verfahrens anstreben. Auch komplexe Verfahren sollen im Inte-
resse aller Beteiligten in einem absehbaren Zeitraum zu einem Abschluss gebracht werden. 
g) Die Vorgänge und Ergebnisse einzelner Verfahrensabschnitte sind schriftlich und gut 
nachvollziehbar zu protokollieren. 
 
Zusätzlich zu den unter a) – g) genannten Grundsätzen ist in Fragen der Führung akademi-
scher Titel zu beachten: Die Hochschulen sollen auch das Verhältnis der Kommission zur 
Untersuchung von Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens zu den zuständigen Stellen 
für die Verleihung und den Entzug akademischer Titel (Prüfungsausschüsse, Promotions-
kommissionen, Fakultäten) klären. Im Interesse guter wissenschaftlicher Praxis ist zu emp-
fehlen, dass die zuständigen Stellen  in Fällen des Titelentzugs die Grundsätze der Verfah-
ren zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten beachten und Mitglieder der Kom-
mission „Selbstkontrolle in der Wissenschaft“ bei Sitzungen der zuständigen Stellen mit bera-
tender Stimme hinzugezogen werden können. 
 
Die Umsetzung dieser Empfehlungen wird, wie aus dem Vorstehenden deutlich wird, ein 
hohes Maß an juristischer Erfahrung erfordern. Es empfiehlt sich daher, dass eine zentrale 
Institution, beispielsweise die Hochschulrektorenkonferenz, sich der Aufgabe annimmt, für 
die Hochschulen eine Muster-Verfahrensordnung zu er- bzw. zu überarbeiten (siehe auch 
Empfehlung 9 für die außeruniversitären Forschungsinstitute). 
 
Die Kommission weist in diesem Zusammenhang noch auf folgendes hin: 
 
Gerichtliche Auseinandersetzungen in Fällen wissenschaftlichen Fehlverhaltens führen zu 
neuen und schwierigen Rechtsfragen. Diese betreffen zum einen die Rolle wissenschaftsei-
gener Standards innerhalb der Vorschriften staatlichen Rechts, zum anderen auch den 
Nachweis wissenschaftlicher Unredlichkeit und die dabei anzuwendenden Regeln der Be-
weislastverteilung. Fragen dieser Art können nur gelöst werden, wenn alle Interessen freier 
Wissenschaft umfassend in den Blick genommen werden. Die Deutsche Forschungsgemein-
schaft sollte zu einem mehr als nur gelegentlichen Diskurs zwischen Vertretern unterschied-
licher Forschungsrichtungen und praktizierenden Juristen einladen. 
 
Der Umgang mit wissenschaftlichem (...). 
 
V. Empfehlungen 11, 12: Autorschaft  
 
Empfehlung 11, ergänzt 
 
Autorinnen und Autoren wissenschaftlicher Veröffentlichungen tragen die Verantwortung für 
deren Inhalt stets gemeinsam. Autorin oder Autor ist nur, wer einen wesentlichen Beitrag zu 
einer wissenschaftlichen Veröffentlichung geleistet hat. Eine sogenannte „Ehrenautorschaft“ 
ist ausgeschlossen. 
 
Empfehlung 12 (unverändert) 
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Wissenschaftliche Zeitschriften sollen in ihren Autorenrichtlinien erkennen lassen, daß sie 
sich im Hinblick auf die Originalität eingereichter Beiträge und die Kriterien für die Autor-
schaft an der besten international üblichen Praxis orientieren. 
Gutachter eingereichter Manuskripte sollen auf Vertraulichkeit und auf Offenlegung von Be-
fangenheit verpflichtet werden. 
 
Erläuterungen, ergänzt 
 
Wissenschaftliche Veröffentlichungen sind das primäre Medium der Rechenschaft von Wis-
senschaftlern über ihre Arbeit. Mit der Veröffentlichung gibt ein Autor (oder eine Gruppe von 
Autoren) ein wissenschaftliches Ergebnis bekannt, identifiziert sich damit und übernimmt die 
Gewähr für den Inhalt der Veröffentlichung. Zugleich erwirbt der Autor und/oder der Verlag 
des Publikationsorgans dadurch dokumentierte Rechte (Urheberrecht, copyright etc.). Im 
Zusammenhang damit hat das Datum der Veröffentlichung eine wesentliche Bedeutung im 
Sinne der Dokumentierung der wissenschaftlichen Priorität erlangt; alle guten naturwissen-
schaftlichen Zeitschriften berichten, wann ein Manuskript eingegangen und wann es (meist 
nach Überprüfung durch Gutachter) akzeptiert worden ist. 
 
Wegen ihrer Bedeutung als Prioritäts- und Leistungsnachweis sind Veröffentlichungen seit 
langem Gegenstand vielfältiger Konflikte und Kontroversen. Aus ihnen haben sich jedoch 
allgemein anerkannte Regeln (19) für die geläufigsten Konfliktpunkte, nämlich die Originalität 
und Eigenständigkeit des Inhalts und die Autorschaft herausgebildet, die im folgenden zu-
sammengefasst sind:  
 
Veröffentlichungen sollen, wenn sie als Bericht über neue wissenschaftliche Ergebnisse in-
tendiert sind, 
 
-  die Ergebnisse vollständig und nachvollziehbar beschreiben,  
-  eigene und fremde Vorarbeiten vollständig und korrekt nachweisen (Zitate), 
- bereits früher veröffentlichte Ergebnisse nur in klar ausgewiesener Form und nur insoweit  
wiederholen, wie es für das Verständnis des Zusammenhangs notwendig ist.  
 
Viele gute und angesehene Zeitschriften verlangen in ihren Autorenrichtlinien eine schriftli-
che Versicherung, dass der Inhalt eines Manuskripts nicht schon ganz oder teilweise ander-
weitig publiziert oder zur Publikation eingereicht wurde. Sie akzeptieren Manuskripte insbe-
sondere dann nicht, wenn ihr Inhalt zuvor (ehe er von Gutachtern und von der Fachöffent-
lichkeit geprüft werden konnte) dem allgemeinen Publikum bekanntgegeben wurde; Aus-
nahmen werden bei der ausführlichen Publikation zuvor nur in Kongressbeiträgen 
(„abstracts“) referierter Ergebnisse zugelassen. 
 
Als Autoren einer wissenschaftlichen Originalveröffentlichung sollen alle diejenigen, aber 
auch nur diejenigen, firmieren, die zur Konzeption der Studien oder Experimente, zur Erar-
beitung, Analyse und Interpretation der Daten, zur Formulierung des Manuskripts selbst we-
sentlich beigetragen und seiner Veröffentlichung zugestimmt haben, d. h. sie verantwortlich 
mittragen. Einige Zeitschriften verlangen, dass dies durch Unterschrift aller Autoren bekundet 
wird, andere verpflichten jedenfalls den korrespondierenden Autor als den für alle Einzelhei-
ten einer Publikation Verantwortlichen zu einer entsprechenden Versicherung. Für den Fall, 
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dass nicht alle Koautoren sich für den gesamten Inhalt verbürgen können, empfehlen man-
che Zeitschriften, die Einzelbeiträge kenntlich zu machen. 

Daher reichen, um eine Autorschaft zu rechtfertigen, für sich alleine nicht aus andere Beiträ-
ge wie 
 
- bloß organisatorische Verantwortung für die Einwerbung von Fördermitteln, 
- Beistellung von Standard-Untersuchungsmaterialien, 
- Unterweisung von Mitarbeitern in Standard-Methoden, 
- lediglich technische Mitwirkung bei der Datenerhebung, 
- lediglich technische Unterstützung, z.B. bloße Beistellung von Geräten, Versuchstieren, 
- regelmäßig die bloße Überlassung von Datensätzen, 
- alleiniges Lesen des Manuskripts ohne substantielle Mitgestaltung des Inhalts, 
- Leitung einer Institution oder Organisationseinheit, in der die Publikation entstanden ist. 
 
Solche Unterstützung kann in Fußnoten oder im Vorwort angemessen anerkannt werden. 
 
Eine „Ehrenautorschaft“ ist nach allgemeiner Auffassung keinesfalls akzeptabel. Weder die 
Stellung als Institutsleiter und Vorgesetzter, noch als ehemaliger Vorgesetzter, begründet 
alleine eine Mitautorschaft. 
 
Zur Vermeidung von Konflikten über die Autorschaft wird empfohlen, – um so mehr, je grö-
ßer die Zahl der an der Erarbeitung der Ergebnisse Beteiligten ist – frühzeitig (möglichst vor 
Erstellung der Publikation) klare Vereinbarungen zu treffen, die bei Dissens eine Orientie-
rung ermöglichen. 
 
Hinsichtlich der Reihung der Autoren sind die Besonderheiten jeder Fachdisziplin zu berück-
sichtigen. Für jede Fachdisziplin sollten einheitliche Maßstäbe gelten. 
 
Forschung, insbesondere in den Natur- und Lebenswissenschaften, ist oftmals arbeitsteilige 
Forschung. Wissenschaftler, die ein Projekt gemeinsam verfolgen, schulden einander, die 
Zweckverfolgung zu fördern. Das schließt es ein, Zweifel an der Qualität der Forschungser-
gebnisse oder -verfahren zeitgerecht geltend zu machen. 
 
Es verstößt gegen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, die Mitarbeit ohne hinreichen-
den Grund zu beenden oder die Publikation der Ergebnisse als Mitautor, auf dessen Zu-
stimmung die Veröffentlichung angewiesen ist, ohne dringenden Grund zu verhindern. Publi-
kationsverweigerungen müssen mit nachprüfbarer Kritik an Daten, Methoden oder Ergebnis-
sen begründet werden. Die Mitautoren dürfen sich im Fall des Verdachts obstruierender Zu-
stimmungsverweigerung an die Ombudspersonen und -kommission (vgl. Empfehlung 5 und 
16) mit der Bitte um Vermittlung wenden. Wenn die Obstruktion zur Überzeugung der Om-
budsperson(en) feststeht, darf (dürfen) sie den anderen Wissenschaftlern durch „Ombuds-
spruch“ die Publikation gestatten. Der Sachverhalt muss in der Publikation einschließlich der 
Publikationsgestattung durch die Ombudsperson bzw. -kommission offengelegt werden. Eine 
solche Verfahrensgestaltung ist allerdings nur möglich, wenn das Regelwerk der Ombuds-
verfahren dies vorsieht. 
 
Fast alle guten Zeitschriften verpflichten ihre Gutachter, denen sie eingesandte Manuskripte 
zur Prüfung anvertrauen, auf strikte Vertraulichkeit und auf Offenlegung von Befangenheiten, 
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die dem Herausgeber und seinem Beratungsgremium bei der Auswahl entgangen sein könn-
ten. Viele gute Zeitschriften verpflichten sich außerdem gegenüber ihren Autoren zu einer 
Rückmeldung innerhalb definierter, kurzer Zeit und setzen dementsprechend ihren Gutach-
tern kurze Fristen für die Abgabe ihres Kommentars. 
 
Die Kommission hält eine Diskussion der hier zusammengefassten Fragen der Qualitätssi-
cherung in noch breiterem Umfang, als sie sich in jüngsten Veröffentlichungen (20) andeutet, 
auf europäischer oder internationaler Ebene für wünschenswert. 
 
VI. Ergänzung um nationale Verfahrensordnungen 
 
Ergänzung um nationale Standards: 
 

- Verfahrensgrundsätze des Ombudsman für die Wissenschaft  
- DFG-Verfahrensordnung zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten 

 
 

VII. Aufnahme internationaler Empfehlungen 
 
Aufnahme neuer, internationaler Entwicklungen, u.a.: 
 

- The European Code of Conduct for Research Integrity 
- Statement of Principles for Research Integrity, Global Research Council Mai 2013  

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 


	Vorbemerkung
	Den Ergänzungen und partiellen Überarbeitungen der DFG-Empfehlungen ist eine enge Abstimmung mit dem Ombudsman für die Wissenschaft, dessen Mitglieder aktuell Frau Professor Al-Shamery, Frau Professor Jockusch, Herr Professor Löwer sind, vorausgegange...
	Der Senat  und die Mitgliederversammlung haben im Rahmen der Jahresversammlung 2013 den Ergänzungen der Empfehlungen zugestimmt.
	Die geltenden DFG-Empfehlungen setzen sich aus dem Empfehlungstext selbst und einer nachfolgenden Erläuterung zusammen. Nachfolgend wird diese Struktur abgebildet und die Änderungen sind farblich hervorgehoben. Die noch zu veröffentlichende, gedruckte...
	Aufnahme einer neuen Empfehlung in die Denkschrift

